
Drs. 3868/78 

Wissenschaftsrat 	 Berlin, den 16.11.1978 

Stellungnahme des Wissenschaftsrates 

zum Antrag auf Aufnahme 

der Technischen Universität Hamburg-Harburg 

in das Hochschulverzeichnis 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat am 20. Oktober 1977 den 

Antrag gestellt, die Technische Universität Hamburg-Harburg 

in das Hochschulverzeichnis (Anlage zum Hochschulbauförderungs-

gesetz) aufzunehmen. Der Antrag ist im Ausschuß für Hochschul-

gründungen des Wissenschaftsrates erörtert worden. Die Voll-

versammlung hat nach weiteren Beratungen in der Wissenschaft-

lichen Kommission und der Verwaltungskommission am 16. Novem-

ber 1978 folgende Stellungnahme verabschiedet: 

I. 

Zur Begründung ihres Antrages hat die Freie und Hansestadt 

Hamburg folgendes geltend gemacht: 

1. Die Technische Universität Hamburg-Harburg ist durch Ge-

setz vom 22. Mai 1978 (GVB1. S. 149) errichtet worden. Ihre 

Strukturplanung ist durch die Vorgabe von Forschungsschwer-

punkten und Studiengängen bestimmt, die zu einem Ausbau der 

Hochschule auf 2.800 Studienplätze nach Flächenrichtwerten 

führen sollen. Die Einrichtungen sollen an zwei Standorten 

innerhalb Hamburgs geschaffen werden. 
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a) In Hamburg-Harburg sollen die Forschungsschwerpunkte 

- Anlagenplanung, Apparatebau und Fertigungstechnik 
sowie entsprechende Grundoperationen der Verfahrens-
technik (unter Berücksichtigung von Meß- und Regel-
systemen); 

- Werkstoffphysik einschließlich Materialforschung, 
Kunststoffphysik und zugehörige Konstruktionstechnik; 

- Sicherheitstechnik, Zuverlässigkeitstechnik, Arbeits-
schutz- und Umweltschutztechnik (unter Berücksichtigung 
von Überwachungs- und Übertragungssystemen); 

- 	Wasserbau, Meerestechnik und zugehörige Biotechnologie 	• 
sowie die Studiengänge des Maschinenbaus mit einer flächen-

bezogenen Kapazität von insgesamt 900 Studienplätzen für 

- Fertigungstechnik, 

- Konstruktionstechnik, 

- Werkstofftechnik, 

die Studiengänge der Elektrotechnik mit einer flächenbezoge-

nen Kapazität von insgesamt 1.100 Studienplätzen für 

- Nachrichtentechnik, 

- Technische Informatik, 

- Meß-, Steuerungs- und Regelungstechnik 
	 • 

und die Studiengänge des Chemieingenieurwesens mit einer flä-

chenbezogenen Kapazität von insgesamt 500 Studienplätzen für 

- Verfahrenstechnik, 

- Chemietechnik (nur zweiter Studienabschnitt und Aufbau-
studiengänge) 

angesiedelt werden. 

b) In der City-Nord (Hebebrandstraße) sollen die Forschungs-

schwerpunkte 

- Hochbau, 

- Stadterneuerung und Werterhaltung 
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sowie die Studiengänge des Bauwesens (Bauingenieurwesen, 

Architektur, Städtebau und Stadtplanung, auch jeweils nur 

zweiter Studienabschnitt und Aufbaustudiengänge) mit insge-

samt 300 Studienplätzen angesiedelt werden. Sie sollen mit 

den Einrichtungen des Studiengangs Architektur der Hochschu-

le für bildende Künste und den entsprechenden Studiengängen 

der Fachhochschule (Architektur, Bauingenieurwesen, Vermes-

sungswesen) am gleichen Standort räumlich verbunden werden. 

Die Einzelheiten der Zusammenführung dieser Einrichtungen sol-

len in Abstimmung mit der Hochschule für bildende Künste, der 

Fachhochschule und der Technischen Universität zu gegebener 

Zeit geregelt werden. 

c) Weitere 200 flächenbezogene Studienplätze sollen durch den 

geplanten Erweiterungsbau Chemie (Technische und Makromoleku-

larchemie) an der Universität geschaffen werden (vgl. Empfeh-

lungen zum achten Rahmenplan, Bd. 4, S. HH 14 f). Dieses In-

stitut soll zusammen mit den Einrichtungen für angewandte Phy-

sik die Verbindung der Technischen Universität zur Universi-

tät Hamburg sichern. 

2. Die anderen Hochschulen in Hamburg sollen an der Erfüllung 

der Lehr- und Forschungsaufgaben der Technischen Universität 

mitwirken (§ 12 Abs. 1 des Errichtungsgesetzes). Dies gilt so-

wohl für die mathematisch-naturwissenschaftlichen Grundlagen-

fächer (Mathematik, Physik, Chemie und Biologie), als auch für 

die wirtschafts- und gesellschaftswissenschaftlichen Diszipli-

nen. Hier sollen die jeweiligen Fachbereiche der Universität 

Hamburg Dienstleistungen für die Technische Universität er-

bringen und dafür - soweit dies nicht im Rahmen vorhandener 

Kapazität erfolgen kann - personell verstärkt werden. In wel-

chem Umfang an der Technischen Universität auch eigene Kapa-

zitäten für naturwissenschaftliche Grundlagenfächer und wirt-

schafts- und sozialwissenschaftliche Fächer geschaffen werden, 
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soll später nach fachlichen Gesichtspunkten entschieden wer-

den (vgl. § 13 Abs. 4 des Errichtungsgesetzes). 

3. Die Strukturplanung des Landes orientiert sich nicht an 

der üblichen Fächergliederung der bestehenden Technischen 

Hochschulen. Vielmehr sollen die jeweiligen technischen und 

naturwissenschaftlichen Fachrichtungen so zusammengefaßt wer- 

den, daß die problemorientierte Bearbeitung bestimmter Felder 

in Forschungsschwerpunkten möglich ist. Aus diesem spezifischen 

Ansatz der Strukturplanung soll auch das Lehrangebot der neuen 

Hochschule entwickelt werden. Die in den Forschungsschwerpunk- • 

ten durchzuführenden Arbeiten zur Lösung aktueller technischer 

Probleme im Zusammenwirken verschiedener Fachdisziplinen sol- 

len als ein innovatives Element der Ausbildung wirksam werden 

und spezifische Formen der Lehre - z.B. in Form von case- 

studies - ermöglichen. Hierbei wird ein besonderes Gewicht 

darauf gelegt, in Forschung und Lehre auch die ökonomischen 

und sozialen Voraussetzungen und Folgen der Lösung technolo- 

gischer Probleme einzubeziehen. Die Verknüpfung der geplan- 

ten Forschungsschwerpunkte mit den jeweiligen Studiengängen 

ist in der Übersicht A dargestellt. Sie macht deutlich, wel- 

che Forschungsschwerpunkte einen Beitrag zur Lehre in den ein- 

zelnen Studiengängen leisten können. 	 • 
4. Für die Auswahl der Forschungsschwerpunkte und Studien-

gänge der Technischen Universität Hamburg-Harburg spielt 

das Bemühen um regionale Anknüpfungspunkte eine besondere 

Rolle. Die angestrebte enge Verbindung zu den besonderen Be-

dürfnissen und Problemen der Region soll einerseits den Pra-

xisbezug der neuen Hochschule entscheidend sichern. Umgekehrt 

soll sie durch ihr Angebot in Forschung und Lehre das techno-

logische Innovationspotential der Region stärken. Ausdruck 

dieser Einbettung der Hochschule in die Region ist die Schwer-

punktbildung in der Meerestechnik, aber auch die Betonung der 

besonderen Probleme des Einsatzes neuer Technologien in Klein- 
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übersicht A: Verknüpfung von Forschungsschwerpunkten und 

Studiengängen nach der Gründungskonzeption für 

die Technische Universität Hamburg-Harburg 

 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

1. Anlagenplanung, Apparatebau 
und Fertigungstechnik sowie 
entsprechende Grundoperatio-
nen der Verfahrenstechnik 

2. Werkstoffphysik einschl. 
Materialforschung und 
Kunststoffphysik und zuge-
hörige Konstruktions-
technik 

3. Sicherheitstechnik, Zuver-
lässigkeitstechnik, Ar-
beitsschutz- und Umwelt-
schutztechnik 

4. Wasserbau, Meerestechnik 
und zugehörige Biotech-
nologie 

5. Hochbau 

6. Stadterneuerung und 
Werterhaltung 

X X X 	X XX X X X 

XXXX 	XXXXX 

XXXXXXXXXXX 

X X XXXXX 

X X X 

4 

1 

X X X 

i) Nur zweiter Studienabschnitt und Aufbaustudiengänge. 
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und Mittelbetrieben oder in der Dritten Welt. Die charakte-

ristischen Bedingungen dieser Einsatzbereiche, die innerhalb 

der Wirtschaftsstruktur der Region Hamburg ein erhebliches Ge-

wicht haben, erfordern nicht nur spezifische Lösungen techni-

scher Probleme; sie stellen auch besondere Anforderungen an die 

in ihnen tätigen Ingenieure, denen die Ausbildung an Techni-

schen Hochschulen bisher nur zum Teil entspricht. Der Siche-

rung des damit intendierten kontinuierlichen Austausches zwi-

schen Hochschule und Praxis gelten besondere Planungsbemühungen. 

So ist die Errichtung eines Forschungskuratoriums vorgesehen, 

in dem neben Mitgliedern der Hochschule auch Repräsentanten 

außerhochschulischer Gruppen mitwirken und "insbesondere regio-

nale Aspekte der Forschung berücksichtigen sowie die Beziehun-

gen zwischen der Technischen Universität und den gesellschaft-

lichen Kräften des Arbeits- und Wirtschaftslebens fördern" 

sollen (§ 14 Abs. 1 des Errichtungsgesetzes). Ihm können ei-

gene Mittel zur Förderung bestimmter Forschungsprojekte zur 

Verfügung gestellt werden. Weitere Überlegungen gelten der Ge-

winnung von Lehrkräften aus der Praxis, der Institutionalisie-

rung eines ständigen Kontaktes zwischen Hochschule und Wirt-

schaft durch geeignete Veranstaltungen und den Austausch von 

Informationen, der Arbeitsvermittlung für Absolventen der 

Hochschule und der Zusammenarbeit mit außeruniversitären Ein-

richtungen in der Forschung. 

5. Die Gründung der Technischen Universität Hamburg-Harburg 

ist durch Vorschläge eines Gutachtergremiums vorbereitet wor-

den1), dem Vertreter der Hamburger Hochschulen sowie Mitglie- 

1) Bericht an den Präses der Behörde für Wissenschaft und 
Kunst, erstattet durch das Gutachtergremium zur Vorberei-
tung der Fächergrobstruktur neuer Hochschuleinrichtungen 
in Hamburg-Harburg vom 26. Februar 1975 (Fächergrobstruk-
turgutachten) mit zwei Zusatzberichten vom 18. Februar 
und 14. Juni 1976 (Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg, 8. Wahlperiode, Drs. 8/966 und 8/2745 mit Anlagen.) 
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der anderer Technischer Hochschulen angehörten. Zur Alloka-

tion der Hochschuleinrichtungen innerhalb Hamburgs wurde ein 

Gutachten des Zentralarchivs für Hochschulbau in Stuttgart 

eingeholt. Auf der Grundlage dieser und anderer Planungsun-

terlagen hat die Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Ham-

burg das Errichtungsgesetz für die Technische Universität 

Hamburg-Harburg am 22. Mai 1978 beschlossen. Es sieht als 

Gründungsorgane den Gründungspräsidenten und den Gründungs-

senat vor. Der Gründungspräsident ist inzwischen berufen wor-

den. Die Berufung des Gründungssenats soll demnächst erfolgen. 

gi 	
Die Technische Universität soll mit Erlangung der Rechtsfähig- 

keit Mitglied der Gesamthochschule Hamburg werden. Die Vorgaben 

des Errichtungsgesetzes für die Studiengangsplanung (§ 3 Abs. 5) 

entsprechen den einschlägigen Regelungen des Hochschulrahmen-

gesetzes (§ 4). 

6. Die Arbeiten zur inhaltlichen Konkretisierung der Forschungs-

schwerpunkte sollen alsbald aufgenommen und mit Berufung der 

Hochschullehrer in den einzelnen Fachrichtungen schrittweise 

intensiviert werden. Nach den bisherigen Planungen sollte zu-

nächst mit dem Aufbau der Forschungsschwerpunkte und Studien-

gänge der Elektrotechnik und des Bauwesens begonnen werden; 

ihnen sollte der Aufbau der Forschungsschwerpunkte und der 

Studiengänge des Maschinenbaus und des Chemieingenieurwesens 

alsbald folgen. In Weiterentwicklung dieses Programms wird 

derzeit angestrebt, mit allen vorgesehenen Fachrichtungen 

gleichzeitig zu beginnen. Der Forschungsbetrieb könnte danach 

mit Berufung der ersten Hochschullehrer noch im Laufe des Jah-

res 1979 aufgenommen werden; mit der Aufnahme des Forschungs-

betriebes wird die Zulassung von Studenten höherer Semester 

(Diplomanden, Promovenden) parallel gehen. Im übrigen ist die 

Aufnahme des Studienbetriebes nach Maßgabe der Schaffung der 

räumlichen und personellen Voraussetzungen begleitend zum 

Aufbau geplant. Die volle Studentenzahl der Hochschule soll 

im Wintersemester 1986/87 erreicht sein. 
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Die ersten sechs H4-Stellen sowie acht weitere Stellen für 

wissenschaftliches und technisches Personal sind schon 1978 

geschaffen worden. 1979 sollen weitere neun H4-Stellen und 

11 Stellen für sonstiges wissenschaftliches und technisches 

Personal eingerichtet werden. Hinzu kommen Stellen für Ver-

waltungs- und Bibliothekspersonal. Insgesamt ist vorgesehen, 

etwa 385 Stellen für wissenschaftliches Personal (einschließ-

lich des Personals der Zentralen Einrichtungen und eventuel-

ler Personalverstärkungen der Universität in den naturwissen-

schaftlichen Grundlagenfächern) und rund 550 Stellen für 

nichtwissenschaftliches Personal zu schaffen. Daneben sollen 

die Voraussetzungen für die Unterbringung zusätzlichen, aus 

Drittmitteln bezahlten Personals geschaffen werden. 

7. Der Investitionsaufwand wird vom Land auf insgesamt rund 

320 Millionen DM geschätzt. Das für den Bau der Hochschulein-

richtungen in der City-Nord (Fachrichtungen des Bauwesens) 

und in Eimsbüttel (Makromolekularchemie) benötigte Gelände 

steht bereits zur Verfügung. Ebenso stehen die für die Ein-

richtungen in Harburg vorgesehenen Flächen im Eigentum der 

Stadt. Von ihnen ist das Gelände am Irrgarten mit 4 ha 

(ehemaliges Krankenhausgelände) sofort bebaubar. Das Gelän-

de am Göhlbachtal (25 ha) wird derzeit kleingärtnerisch ge-

nutzt. Maßnahmen zur Freimachung des Geländes sollen unver-

züglich eingeleitet werden. 

8. Der räumliche Aufbau soll sich im einzelnen wie folgt 

vollziehen: Im Jahre 1979 soll im Stadtzentrum von Harburg 

ein ehemaliges Fabrikgebäude mit rund 4.000 m2  Hauptnutz-

fläche, darunter auch labormäßig nutzbare Flächen, angemie-

tet werden. Bis Ende 1981/Anfang 1982 soll sodann auf dem 

Gelände am Irrgarten ein "Technikum" als Verfügungsgebäude 

(auch für Schwermaschinennutzung) entstehen. Die volle Be-

bauung des Geländes am Irrgarten mit rund 30.000 m2 Haupt- 
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nutzfläche soll bis 1984/85 abgeschlossen sein. Zugleich 

soll die Bebauung des weiteren Geländes der Technischen 

Universität voranschreiten. 

II. 

Zum Stand des Hochschulausbaus und zu den weiteren Ausbaupla-

nungen in Hamburg und in den übrigen norddeutschen Ländern • 	ist auf folgendes hinzuweisen: 
1. In den vier norddeutschen Ländern standen Ende 1977 rund 

132.000 Studienplätze nach Flächenrichtwerten zur Verfügung. 

In seiner Stellungnahme zur regionalen und fachlichen Struk-

turierung des weiteren Ausbauprogramms für die Hochschulen 

vom November 1975 (Empfehlungen und Stellungnahmen 1975, 

S. 187 f.) hat der Wissenschaftsrat vorgeschlagen, die Hoch-

schulen in diesen Ländern auf insgesamt 166.000 Studienplät-

ze (davon 35.000 Plätze in Hamburg, 24.000 Plätze in Schles-

wig-Holstein, 92.000 Plätze in Niedersachsen und 15.000 Plät-

ze in Bremen) auszubauen. In Anbetracht der engen Verflechtun-

gen sollten bei notwendigen Modifikationen der Aufteilung in-

nerhalb des empfohlenen Gesamtrahmens rechtzeitig Absprachen 

zwischen den betroffenen Ländern getroffen werden. Diese Emp-

fehlung schließt die Befürwortung von 3.000 Studienplätzen 

für technische Diplomstudiengänge in Hamburg-Harburg zur Be-

seitigung eines strukturellen Defizits im norddeutschen Raum 

ein (a.a.O., S. 216, 227). 

Auch in seinen jährlichen Rahmenplanempfehlungen hat der Wis-

senschaftsrat mehrfach eine neue Hochschule in Hamburg mit 

vorwiegend naturwissenschaftlich-technischem Fächerangebot 

befürwortet. Konsequenz dessen war unter anderem der Vor- 
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schlag, die bestehenden Hochschulen in Hamburg an ihren jet-

zigen Standorten nur noch begrenzt auszubauen, um einen hin-

reichenden Bewegungsspielraum für eine neue Hochschule zu ha-

ben. Demgemäß hat der Wissenschaftsrat die Aufnahme verschie-

dener für die Universität und die Fachhochschule angemeldeter 

Bauvorhaben in den Rahmenplan nicht befürwortet. Das Land Ham-

burg hat diese Bauvorhaben mit einem Flächenvolumen von rund 

44.000 m2 und Investitionskosten von rund 162 Millionen DM in-

zwischen zurückgezogen. 

2. Der Ausbau der bestehenden Hamburger Hochschulen ist - je-

denfalls in quantitativer Hinsicht - weitgehend abgeschlossen. 

Größere Investitionen sind nur noch für die fortschreitende 

Erneuerung der zum Teil aus dem Beginn dieses Jahrhunderts 

stammenden Einrichtungen des Universitätskrankenhauses Eppen-

dorf vorgesehen. Die übrigen Bauvorhaben dienen im wesentli-

chen der Konsolidierung und der Abrundung in Teilbereichen 

(insbesondere Verlagerung der botanischen Institute nach Klein-

Flottbek). Sie fallen weder finanziell noch von der Studien-

platzbilanz her entscheidend ins Gewicht. 

Insgesamt verfügen die Hamburger Hochschulen derzeit über 

31.000 Studienplätze nach Flächenrichtwerten. Ihr Bestand 
	• 

wird sich nach Abschluß aller zum achten Rahmenplan angemel- 

deten Vorhaben - ohne den geplanten Ausbau in Hamburg-Har- 

burg - auf rund 33.000 erhöhen. Von ihnen entfallen jetzt 

wie künftig rund 70 % auf die Universität, knapp 25 % auf 

die Fachhochschule und der Rest auf die künstlerischen Hoch- 

schulen. Innerhalb der Fachhochschule machen die Ingenieur- 

wissenschaften knapp zwei Drittel des Studienplatzangebots 

aus. An der Universität sind die Ingenieurwissenschaften 

bisher lediglich durch das Institut für Schiffbau und die 

technischen Fächer im Rahmen der Gewerbelehrerausbildung 

in geringem Umfang vertreten. Universität und Fachhochschu- 

le betreiben als Modellversuch gemeinsam einen Studiengang 



• 

• 

Wirtschaftsingenieurwesen (vgl. im übrigen zum fächerspezi-

fischen Ausbaustand und zur Ausbauplanung die Empfehlungen 

des Wissenschaftsrates zum achten Rahmenplan, Bd. 4, S. HH 

10 f.). Bei diesen Angaben ist die Hochschule der Bundes-

wehr in Hamburg-Wandsbek nicht berücksichtigt. 

3. Parallel zu dem geplanten Ausbau technisch-naturwissen-

schaftlicher Studiengänge in Hamburg-Harburg sehen auch 

die drei anderen norddeutschen Küstenländer und Berlin einen 

beträchtlichen Ausbau der natur- und ingenieurwissenschaft-

lichen Studienplatzkapazitäten vor. Die Einzelheiten hierzu 

ergeben sich aus der Übersicht B. Der geplante Kapazitätszu-

wachs in den natur- und ingenieurwissenschaftlichen Fächern 

in den norddeutschen Ländern und Berlin wird relativ stärker 

sein als im Bundesdurchschnitt. Neben dem geplanten Ausbau 

der Technischen Universität Berlin spielt in diesem Zusammen-

hang insbesondere der Ausbau der Universitäten Osnabrück und 

Oldenburg vornehmlich in den Naturwissenschaften, der weitere 

Ausbau der Universität Bremen im ingenieurwissenschaftlichen 

Bereich (Produktionstechnik) sowie der Ausbau der Fachhoch-

schulen in Emden, Lüneburg und Flensburg eine Rolle. 

4. Hamburger Studienanfänger, die ein ingenieurwissenschaft-

liches Diplomstudium aufnehmen wollen, besuchen bisher, so-

weit dies nach dem vorliegenden Material erkennbar ist, vor 

allem die Technischen Universitäten in Berlin, Braunschweig, 

Hannover und Clausthal1). Von diesen Hochschulen hatten die 

1) Nach Angaben dieser Hochschulen hatten im WS 1976/77 von 
den Studenten der ingenieurwissenschaftlichen Fächer 
der TU Berlin ihren ständigen Wohnsitz in Hamburg 2,5 %, 
in Bremen 1,5 %, in Niedersachsen 8,6 % und in Schleswig-
Holstein 5,2 %. Der Anteil der Studenten mit ständigem 
Wohnsitz in Hamburg und Schleswig-Holstein betrug in den 
ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen der TU Braun-
schweig im WS 1977/78 19,6 %, der TU Hannover 11,3 % 
und der TU Clausthal 5,7 %. Die entsprechenden Zahlen 
für Studierende mit ständigem Wohnsitz in Bremen lauteten 
5,5 % (Braunschweig), 5,1 % (Hannover) und 2,0 % (Claus-
thal). 

• 



übersicht B 

Studenten und Studienplätze der Naturwissenschaften und der Ingenieur- 

wissenschaften in den norddeutschen Ländern und Berlin 

Land 

Mathematik, 
Naturwissenschaften Ingenieurwissenschaften 

Wintersemester 
1977/78 

nach  Fer- 
tigstell. 
dpr ange-- 
meldeten 
Vorhaben 

  	Wi ntersemester 
1977/78 

nach Fer-
tigstell. 
der ancrer-' '- meldeten 
Vorhaben 

--- 
le darunter. Fachhochschun 

Winterse r-ester 
1977/78 

naoh Fer- 
fiestell. 
der angem. 
1 	en orhab 

Studenten Studienplätze nach 
Flächenrichtwerten 

Studenten Studienplätze nach 
Flächenrichtwerten 

Studenten -  Studienplätze nach Flächenrichtwerten 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

[Liedersachsen 

Schleswig-Holstein 

NorddPutsche Länder 
und Berlin insgesamt 

Bundesgebiet insgesamt 

9.261 

1.379 

6.640 

12.384 

3.384 

33.048 

131.800 

6.066 

1.590 

5.029 

12.164 

3.480 

28.329 

121.650 

9.397 

1.782 

5.867 

19.3793) 

3.780 

40.203 

148.450 

14.028 

1.869 

4.4481)  

18.415 

2.690 

41.450 

167.900 

11.777 

2.254 

4.993 

16.429 

2.611 

38.064 

130.450 

15.441 

3.518 

 8.4021Y' 

20.968 

2.965 

51.294 

164.800 

2.550 

1.699 

4.448 

6.207 

2.690 

17.594 

82.0004) 

2.899 

1.979 

4.993 

5.296 

2.611 

17.778 

62.0004 

2.877 

2.451 

5.402 

9.036 

2.965 

22.731 

80.7004) 

1) Ohne Institut für Schiffbau der Universität und Fachbereich Architektur der Hochsdhule für bildende Künste. - 
2) Einschließlich 3.000 Studienplätze•der Technischen Universität. - 3) Einschließlich-1.450 Studienplätze in 
dreijährigen naturwissenschaftlichen Studiengängen. - 4) Ohne dreijährige Studiengänge an Gesamthochschulen. 
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Technischen Hochschulen in Berlin und Hannover im WS 1977/78 

in den ingenieurwissenschaftlichen Fachrichtungen Studenten-

zahlen aufzuweisen, die bei 130 % bzw. 141 % der Zahl der 

Studienplätze nach Flächenrichtwerten lagen. Die entsprechen-

den Zahlen für die Technischen Hochschulen in Braunschweig 

und in Clausthal lagen bei 94 % bzw. 79 %. 

• 	
Der Wissenschaftsrat geht bei seinen Empfehlungen von folgen- 

den Erwägungen aus: 

1. Die Aufnahme einer neuen Hochschule in das Hochschulver-

zeichnis setzt voraus, daß diese sich nach Größenordnung und 

Fächerstruktur in die bundesweit festgelegten Ausbauziele ein-

fügt. Dies ist der Fall, soweit es den Ausbau der Hochschulen 

in der Bundesrepublik auf insgesamt 850.000 Studienplätze nach 

Flächenrichtwerten und den davon auf die norddeutschen Länder 

entfallenden Anteil von 166.000 Studienplätzen betrifft. Zwar 

überschreitet Hamburg mit der Errichtung der geplanten 3.000 

technisch-naturwissenschaftlichen Studienplätze das ursprüng- 

• lich festgesetzte Ausbauziel von 35.000 Plätzen um etwa 1.000. 

Inzwischen hat Niedersachsen jedoch sein Ausbauziel auf 85.500 

Studienplätze zurückgenommen. Ebenso wird Bremen nach den der-

zeitigen Anmeldungen zum Rahmenplan das Ausbauziel von 15.000 

Studienplätzen jedenfalls bis 1985 kaum erreichen. Demgemäß 

haben die drei anderen norddeutschen Länder der Einrichtung 

von 3.000 zusätzlichen technisch-naturwissenschaftlichen Stu-

dienplätzen in Hamburg auch im Hinblick auf die Einhaltung 

der Zielzahl von 166.000 Studienplätzen zugestimmt. Auch aus 

den Ausbauplanungen der übrigen Länder ergeben sich keine 

Gründe für eine abweichende Beurteilung. Es ist nicht erkenn- 
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bar, daß aufgrund der zum achten Rahmenplan angemeldeten und 

weiterer Ausbauvorhaben das Ausbauziel von 850.000 Studienplät-

zen überschritten werden könnte. 

2. In seinen Empfehlungen zum siebten und achten Rahmenplan 

hat der Wissenschaftsrat festgestellt, daß bei einer Betrach-

tung der für den weiteren Hochschulausbau quantitativ ent-

scheidenden Fächergruppen von den Ländern bisher die Geistes-

und Sozialwissenschaften eher zu gering, die Natur- und Inge-

nieurwissenschaften - von den Fachhochschulen abgesehen -

dagegen eher zu stark berücksichtigt werden. Dieses Urteil 

gründet sich unter anderem auf die Entwicklungstendenzen der 

fächergruppenspezifischen Studienplatznachfrage und die bis-

herige Ausschöpfung der angebotenen Studienplätze, die Ein-

schätzung der Anpassungsprobleme zwischen Hochschule und Ar-

beitsmarkt in den einzelnen Fachrichtungen, für die unter an-

derem die vorliegenden "Bedarfsuntersuchungen" Hinweise geben 

können, sowie auf eine Betrachtung der Fächerstruktur der 

Hochschulen in anderen entwickelten Industrieländern1). 

Zusätzliche Spielräume für nachhaltige Kapazitätsausweitungen 

der Hochschulen liegen nach der derzeit möglichen Einschätzung 

deshalb eher in den kaufmännischen, planenden, verwaltenden, 

organisierenden und sozialpflegerischen, als in den natur-

und Ingenieurwissenschaftlich orientierten Disziplinen. 

Diese Erwägungen sprechen gegen eine vornehmlich an dem Ziel 

einer Erweiterung der Ausbildungskapazität in technischen 

Fachrichtungen orientierte Gründung einer weiteren Techni-

schen Hochschule. Sie schließen jedoch eine qualitative Er-

weiterung des Spektrums an Forschungs- und Ausbildungsmög-

lichkeiten durch die Gründung einer neuen Technischen Hoch-

schule nicht aus, sofern hierdurch ein neuartiges Angebot 

1) Vgl. Empfehlungen zum siebten Rahmenplan, Bd. 1, S. 99 ff., 
und zum achten Rahmenplan, Bd. 1, S. 102 ff. und 144 ff.; 
zur Problematik von "Bedarfsüberlegungen" vgl. ferner die 
Empfehlungen zu Umfang und Struktur des Tertiären Bereichs, 
S. 51 ff. 

• 

• 

• 
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auf Gebieten geschaffen werden soll, auf denen eine Verstär-

kung des Potentials der bestehenden Technischen Hochschulen 
in Forschung und Ausbildung wünschenswert ist oder für die 

dort jedenfalls keine vergleichbar günstigen Bedingungen ge-

geben sind. Damit hat der Innovationsaspekt für die Gründung 

einer neuen Technischen Hochschule unter den gegenwärtigen 

Bedingungen eine besondere Bedeutung. Er legt es zunächst 

nahe, in der Strukturplanung einer solchen Hochschule der 

Forschung - und zwar insbesondere auf solchen Gebieten, die 

neuartige Zuordnungen von Einzeldisziplinen erforderlich ma-

chen - ein besonderes Gewicht einzuräumen. Zugleich kommt es 

darauf an, die so geschaffenen Möglichkeiten für Innovationen 

in der Lehre - sowohl hinsichtlich der Inhalte als auch hin-

sichtlich der Art ihrer Durchführung - zu nutzen und insbe-

sondere auch entsprechende Angebote der Fort- und Weiterbil-

dung zu entwickeln. 

Ein zusätzlicher Grund, der auch unter den gegenwärtigen Be-

dingungen eine neue Technische Hochschule rechtfertigen kann, 

liegt in der Beseitigung spezieller regionaler Defizite im 

Fächerangebot. Auf diesen Gesichtspunkt hat der Wissenschafts-

rat u.a. in den Empfehlungen zum siebten Rahmenplan (Bd. 1, 

S. 107) hingewiesen. Aus bildungspolitischer Sicht besteht 

• die Notwendigkeit, bei einem insgesamt beträchtlich ausgewei-

teten Tertiären Bereich einen regionalen Ausgleich der Hoch-

schulkapazitäten auch in fachrichtungsspezifischer Hinsicht 

herbeizuführen (z.B. im Interesse einer besseren Erreichbar-

keit des Ausbildungsangebots für Erststudium und Weiterbil-

dung). Das trägt zugleich aus regionalpolitischer Sicht dem 

Bedürfnis Rechnung, das Innovationspotential einer Region 

und den Transfer neuer Erkenntnisse durch eine kontinuierli-

che Kommunikation zwischen Hochschule und Praxis gezielt zu 

verbessern. Die Bedeutung dieses letzteren Gesichtspunktes 

verstärkt sich in dem Maße, in dem die Ergebnisse technolo-

gischer Forschung und Entwicklung auch für die Organisation 

der Produktionsprozesse und die notwendige Qualifikation des 

• 

• 
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Personals in mittleren und kleineren Unternehmungen an Bedeu-

tung gewinnen. Diese verfügen nicht über eigene Forschungsab-

teilungen und können den notwendigen Austausch mit den Ein-

richtungen der Forschung über größere Entfernungen in der 

Regel nicht sicherstellen. Im übrigen suchen nach den Beob-

achtungen im In- und Ausland nicht selten selbst die For-

schungsabteilungen großer Unternehmungen die Nähe von Hoch-

schuleinrichtungen, da auch sie auf den ständigen Austausch 

mit diesen nicht verzichten können. 

• 
3. Der Wissenschaftsrat ist nach eingehender Erörterung mit 

den Planungsbeteiligten, den in der Region ansässigen son-

stigen Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie auch 

mit Vertretern der regionalen Wirtschaft der Auffassung, 

daß die die Gründungskonzeption charakterisierende Auswahl 

von Forschungsschwerpunkten und Studiengängen im wesentli-

chen Felder betrifft, in denen die Schaffung oder Verstär-

kung des technologischen Forschungspotentials aus wissen-

schaftspolitischer Sicht wünschenswert ist. Die angestreb-

ten Verflechtungen der Fachrichtungen und die daraus abge-

leiteten Verfahren der Projektentwicklung und Mittelvertei- 

lung eröffnen spezifische Möglichkeiten für technologische 
	• 

Forschungen und Entwicklungen. Das damit zu schaffende Po- 

tential liefert zugleich die Grundlage für ein den künfti- 

gen Anforderungen an Ingenieure in besonderer Weise entspre- 

chendes Angebot an Ausbildungs- und Weiterbildungsmöglich- 

keiten und fügt sich in Verbindung mit vorhandenen Einrich- 

tungen den regionalen Gegebenheiten ein. 

Diese grundsätzliche Bewertung der Konzeption berücksichtigt, 

daß die Planungen für die Forschungsschwerpunkte und Studien-

gänge - dem derzeitigen Stand des Verfahrens entsprechend -

erst zum Teil konkretisiert sein können. Die Thematik der ein-

zelnen Forschungsschwerpunkte ist außerordentlich weit gespannt 
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und wird zum Teil auch unterschiedlich interpretiert. Inso-

weit müssen im weiteren Verlauf des Gründungsverfahrens, ins-

besondere auch mit Hilfe der Berufungspolitik, Eingrenzungen 

und Präzisierungen als Voraussetzung dafür vorgenommen werden, 

daß die in der Gründungskonzeption formulierten Ansprüche auch 

tatsächlich eingelöst werden können. 

Besondere Probleme für die Struktur der geplanten Hochschule 

ergeben sich daraus, daß der Ausbaurahmen von zunächst 6.000 

auf nunmehr 3.000 Studienplätze reduziert worden ist. Damit 

konnte die das ursprüngliche Fächergrobstrukturkonzept kenn-

zeichnende strenge Entsprechung von Forschungsschwerpunkten 

und Studiengängen nicht mehr durchgehalten werden. Betroffen 

hiervon ist insbesondere der Bereich der elektrotechnischen 

Fachrichtungen, deren Forschungsschwerpunkte zum Teil aufge-

geben und nur in einzelnen Ansätzen in die nunmehr ausgewie-

senen Forschungsschwerpunkte einbezogen wurden. Betroffen 

sind ferner Architektur, Städteplanung und Bauingenieurwesen, 

deren Forschungsschwerpunkte - entsprechend der Reduzierung 

der Ausbildungskapazitäten - nurmehr eine personelle Basis 

aufweisen, die die Einlösung des in der Forschungskonzeption 

formulierten interdisziplinären Anspruchs als kaum mehr mög-

lich erscheinen läßt. Damit stellt sich zugleich die Frage, 

• ob und wie das Ausbildungsangebot für die jeweiligen Studien-

gänge in der genügenden Breite entwickelt werden kann. 

Diese Hinweise machen deutlich, daß im weiteren Verlauf des 

Aufbaus der Hochschule Modifikationen notwendig werden kön-

nen. Leitender Gesichtspunkt hierfür muß es sein, der Breite 

des einzelnen Forschungsschwerpunktes für die Realisierung 

der angestrebten interdisziplinären Zusammenarbeit den Vor-

rang zu geben vor einer Mehrzahl einzelner Forschungsansätze 

auf einer zu schmalen personellen Basis. Für die Studiengänge 

ist ein Angebot zu entwickeln, das dem in den Forschungs-

schwerpunkten vorhandenen Potential tatsächlich entspricht 

und seine volle Nutzung in der Ausbildung gewährleistet. 
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4. Zu den einzelnen Forschungsschwerpunkten und Studiengängen 

ist auf folgendes hinzuweisen: 

a) Forschungsschwerpunkte 

(1) Die Forschungsschwerpunkte 1 bis 3 (Anlagenplanung, 

Werkstoffphysik, Sicherheitstechnik) stehen in einem inne-

ren Zusammenhang. Sie stellen einerseits die fertigungs-

und werkstoffgerechte Konstruktion von Anlagen, anderer-

seits die fertigungsgerechte Auswahl der Werkstoffe und 

schließlich die Sicherheit von Anlagen und Produktions-

prozessen sowie damit zusammenhängende ökologische Pro-

bleme in den Mittelpunkt ihrer Bemühungen. Von besonderem 

Interesse ist dabei hinsichtlich des Forschungsschwerpunk-

tes Anlagenplanung die Konzentration auf die sogenannten 

"mittleren Technologien" (intermediate technologies), d.h. 

auf den Einsatz neuer Technologien in mittleren und klei-

neren Betrieben, die vielfach spezifische Lösungen erfor-

derlich machen. Für diese kommen weder die sehr komplexen 

und aufwendigen "Vielzweckanlagen", noch die auf hohe 

Stückzahlen ausgelegten Anlagen mit begrenztem Anwendungs-

bereich, wie sie beide für großindustrielle Fertigungspro-

zesse Verwendung finden, in Betracht. Lösungen dieser Art 

sind auch für den Einsatz neuer Technologien in der Dritten 

Welt erforderlich. Damit ergeben sich für diesen Forschungs-

schwerpunkt zugleich vielfältige regionale Anknüpfungspunk-

te, die sowohl in der exportorientierten Wirtschaftsstruk-

tur Hamburgs wie auch in dem Vorherrschen mittlerer und 

kleinerer Unternehmungen liegen. 

Der Forschungsschwerpunkt Werkstoffphysik, der sich nach 

der Planungskonzeption zu Recht nicht auf physikalische 

Aspekte beschränkt, ergänzt die zuvor genannten Forschungs-

aktivitäten. Grundlage der Planung ist es - in Umkehrung 

• 

• 
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der bisher vielfach vorherrschenden Fragestellungen - nicht, 

Werkstoffe zu entwickeln und sodann ihre Eigenschaften zu 

analysieren; vielmehr soll im Sinne der Werkstofforschung 

die Entwicklung von Werkstoffen gezielt im Hinblick auf vor-

ab definierte Eigenschaften angelegt werden, wobei insbeson-

dere auch konstruktive Erfahrungen in die Werkstoffentwick-

lung einfließen sollen. Der Forschungsschwerpunkt sollte 

sich in erster Linie auf nichtmetallische Werkstoffe (z.B. 

Kunststoffe, Keramik) konzentrieren. 

• 	Die Thematik des Forschungsschwerpunktes Sicherheitstech- 

nik ist auch im Grobstrukturgutachten für die Technische 

Universität Hamburg-Harburg noch weitgespannt. Hier wird 

es deshalb in besonderer Weise erforderlich, im Zusammen-

hang mit der Berufungspolitik Eingrenzungen vorzunehmen. 

Innerhalb der Thematik dieses Forschungsschwerpunktes mißt 

der Wissenschaftsrat den Problemen der Sicherheit komple-

xer und heterogener technischer Systeme und der darauf ab-

zielenden Entwicklung praktikabler Verfahren der Sicher-

heits- und Zuverlässigkeitsprüfung und -kontrolle (relia-

bility) besondere Bedeutung zu. Sie verbinden sich mit den 

Problemen der Sicherheit am Arbeitsplatz und mit ökologi-

schen Problemen, die gerade in Ballungsgebieten bei der 

Konstruktion von Anlagen und der Organisation von Produk-

tionsprozessen nicht außer Betracht bleiben können. In 

dieser spezifischen Wendung ist der Forschungsschwerpunkt 

Sicherheitstechnik eine wichtige Ergänzung der beiden erst-

genannten. 

(2) Auch für den Forschungsschwerpunkt Meerestechnik sind 

Eingrenzungen unvermeidlich. Die im Fächergrobstrukturgut-

achten beschriebenen Forschungsaktivitäten lassen sich un-

ter dem Gesichtspunkt einer "Technik der Meereswirtschaft" 

dahingehend zusammenfassen, daß hier die Entwicklung von 

Technologien für eine systematische Nutzung des Meeres als 
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Lebensraum des Menschen in einem dem Übergang von Sammler-

und Jägerkulturen zu Ackerbaukulturen vergleichbaren Schritt 

betrieben werden soll. Innerhalb der hierfür genannten For-

schungsprobleme (Bau und Abrüstung maritimer Produktions-

stätten, technische Einrichtungen für Bau und Betrieb von 

Fischfarmen, Gewinnung von im Meer spurenmäßig vorhandenen 

Wertstoffen, maritime Verkehrssysteme, Wartung und Repara-

tur von Anlagen im Meer, Reinhaltung der Meere) ist eine 

Auswahl und Schwerpunktbildung vorzunehmen. 

Die Einbeziehung dieses Forschungsschwerpunktes in die Tech- 
 • 

nische Universität Hamburg-Harburg bietet sich nicht nur auf-

grund der regionalen Wirtschaftsstruktur an. Sie liegt auch 

wegen der vielfältigen in Hamburg bereits vorhandenen meeres-

bezogenen Forschungseinrichtungen nahe, die günstige Bedin-

gungen für die Zusammenarbeit bieten. Zu diesen Einrichtun-

gen gehören in der Universität neben den Sonderforschungs-

bereichen Meeresforschung sowie Schiffstechnik und Schiff-

bau die Institute für Schiffbau, für Meereskunde sowie für 

Hydrobiologie und Fischereiwissenschaften. An Einrichtungen 

außerhalb der Universität sind insbesondere die Bundesan-

stalt für Fischerei, die Hamburger Schiffsbauversuchsanstalt 

und die Gesellschaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau 
	• 

und Schiffahrt mbH (GKSS) zu nennen. Für das weitere Pla- 

nungsverfahren wird es darauf ankommen, diese Einrichtungen 

an einen Tisch zu bringen, ihre spezifischen Erfahrungen für 

die Planungen der Technischen Universität nutzbar zu machen 

und Aufgabenabgrenzungen vorzunehmen, die sowohl dem Gesichts- 

punkt wechselseitiger Unterstützung als auch der Vermeidung 

von Überschneidungen Rechnung tragen. In geeigneten Berei- 

chen ist auch an engere personelle Verbindungen zu denken. 

In längerfristiger Perspektive kann es ferner wünschenswert 

sein, einzelne der vorhandenen Einrichtungen enger mit der 

Technischen Universität zu verbinden oder in diese zu über- 

führen. 



• 

- 21 - 

(3) Die Forschungsschwerpunkte Hochbau sowie Stadterneue-

rung und Werterhaltung sollen sich mit der Erforschung der 

humanwissenschaftlichen Grundlagen des Bauens sowie einer 

bestands- und bedarfsgerechten, wirtschaftlich wie sozial 

sinnvollen Nutzung historisch geprägter und neuer Stadt-

viertel einschließlich der Entwicklung baulicher und or-

ganisatorischer Erneuerungstechniken befassen. Sie ergän-

zen das Fächerspektrum der Technischen Universität in sinn-

voller Weise und können einen Erkenntnisfortschritt auf Ge-

bieten bringen, die für die weitere Entwicklung der Lebens- 

• 	bedingungen von großer Bedeutung sind. Nach der Reduzie- 

rung des generellen Ausbaurahmens für die Technische Uni-

versität ist jedoch für diese Forschungsbereiche nurmehr 

eine sehr schmale personelle Basis vorgesehen. Damit wird 

nicht nur eine starke Begrenzung der Forschungsthematik 

erzwungen, sondern vor allem auch das Prinzip interdiszi-

plinärer Arbeit in enger Verflechtung vielfältiger Einzel-

disziplinen in Frage gestellt. 

Der Wissenschaftsrat ist deshalb der Auffassung, daß das 

Land seine Planungen insoweit noch einmal überprüfen soll-

te. Die Einlösung des in den Planungsunterlagen formulier-

ten Anspruches erscheint nur möglich, wenn diese Bereiche 

in der Technischen Universität so ausgestaltet werden kön-

nen, daß sie selbst ein Forschungsprogramm in seinen we-

sentlichen Grundzügen entwickeln und durchführen können. 

Der Hinweis auf die in den Hamburger Hochschulen insoweit 

bereits vorhandenen Ressourcen reicht für die Verwirkli-

chung des geplanten neuen Ansatzes nicht aus. Dies schließt 

nicht aus, daß zur Bearbeitung spezifischer Fragestellungen 

in einem solchen Programm auch das Potential bestehender 

Hochschulen aktiviert werden kann und muß. 
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Diese Bedenken gegenüber den bisherigen Planungen für die 

Forschungsschwerpunkte des Bauwesens und der Städteplanung 

stellen die Befürwortung der Gründung der Hochschule nicht 

in Frage, da die Schlüssigkeit des Gründungskonzepts im 

übrigen hiervon nicht berührt wird. 

(4) In den Beratungen des Wissenschaftsrates über die Grün-

dungskonzeption hat schließlich die Frage eine besondere 

Rolle gespielt, inwieweit der der Reduzierung der Studien-

platzzahlen zum Opfer gefallene Forschungsschwerpunkt "Di-

gitaltechnik" beibehalten werden soll. In seinem Rahmen 

sollten nach dem Fächergrobstrukturgutachten neue Bauele-

mente für elektronische Rechenanlagen und Technologien zu 

ihrer Großserienfertigung entwickelt werden. Auch in den 

Beratungen des Ausschusses für Hochschulgründungen mit den 

Vertretern der Hamburger Hochschulen und der Hamburger Wirt-

schaft ist die Notwendigkeit der Einrichtung eines Forschungs-

schwerpunktes für "Technische Informatik" in einer aller-. 

dings dem Fächergrobstrukturgutachten nur noch zum Teil ent-

sprechende Zielsetzung begründet worden. Der Wissenschafts-

rat ist hierzu der Auffassung, daß die Einrichtung eines 

entsprechenden Forschungsschwerpunktes in der Technischen 

Universität erwägenswert bleibt. Es ist jedoch zu berück-

sichtigen, daß die Informatik im Rahmen der übrigen For-

schungsschwerpunkte ein erhebliches Gewicht hat. Es ist 

daher durchaus möglich, neue Methoden der Informatik auch 

im Rahmen dieser Forschungsschwerpunkte und unter enger 

Verbindung zu den damit gegebenen Anwendungsbereichen zu 

entwickeln. Damit kann die Forschung auf dem Gebiet der 

Informatik auch innerhalb der anderen Forschungsschwer-

punkte vorangetrieben werden. 
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b) Studiengänge 

Die für die Technische Universität Hamburg-Harburg vorgesehene 

Auswahl der Studiengänge ist im wesentlichen ebenfalls zu un-

terstützen. Von innovatorischem Wert sind vor allem Ausprä-

gungen der Studiengänge, die den geplanten Forschungsaktivi-

täten auf dem Gebiet des Einsatzes neuer Technologien in Klein-

und Mittelbetrieben entsprechen. Auch Klein- und Mittelbetrie-

be werden in zunehmendem Maße darauf angewiesen sein, neue 

technologische Erkenntnisse rasch umzusetzen. Sie bedürfen des-

halb in wesentlich größerem Maße als bisher ebenfalls des an 

einer Technischen Hochschule ausgebildeten Ingenieurs. Dieser 

muß allerdings besonders breit ausgebildet sein. Denn kleine 

oder mittlere Unternehmen verfügen in der Regel nicht über 

einen differenzierten Stab von Spezialisten mit vielfältigen 

Qualifikationen. Zugleich müssen die hier tätigen Ingenieure 

in besonderem Maße die wirtschaftlichen Gegebenheiten berück-

sichtigen. 

(1) Die geplanten Studiengänge des Maschinenbaus (Ferti-

gungstechnik, Konstruktionstechnik, Verfahrenstechnik) 

stellen eine notwendige und sinnvolle Folgerung aus der 

Einrichtung der Forschungsschwerpunkte für Anlagenplanung, 

für Werkstoffphysik, für Sicherheitstechnik und für Meeres-

technik dar. Das für diese Forschungsschwerpunkte zu schaf-

fende wissenschaftliche Potential ist in großem Umfang für 

diese Studiengänge einsetzbar und erlaubt die Abdeckung 

aller spezifisch ingenieurwissenschaftlichen Ausbildungs-

anteile derselben. Für die Absolventen dieser Studiengän-

ge eröffnen sich breite Einsatzmöglichkeiten. 

(2) Das gleiche gilt für die geplanten Studiengänge des 

Chemieingenieurwesens (Verfahrenstechnik, Chemietechnik), 

die das Ausbildungsangebot der bestehenden Universität im 
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Bereich der angewandten Chemie ergänzen und sich insbeson-

dere auf die dort vorhandenen Einrichtungen der Makromole-

kularchemie abstützen können. 

(3) Im Hinblick auf die Einsatzmöglichkeiten für die Absol-

venten der Studiengänge der Elektrotechnik (Nachrichtentech-

nik, technische Informatik, Meß-, Steuerungs- und Regelungs-

technik) sind ebenfalls Bedenken nicht zu erheben. Fraglich 

ist es jedoch, ob es gelingen kann, das Ausbildungsangebot 

für alle diese Studiengänge im Rahmen der Forschungsschwer-

punkte, die - wie erwähnt - keine spezifisch elektrotechni-

sche Ausprägung erfahren haben, abzudecken. Insoweit wird 

das Land mit der Konkretisierung der Forschungsschwerpunk-

te und der Berufung der Hochschullehrer die Planungen im 

einzelnen noch einmal überprüfen müssen. Gegebenenfalls 

kann der Verzicht auf einen der genannten Studiengänge zu-

gunsten einer breiteren personellen Abstützung der anderen 

notwendig werden. Alternativ sollte erwogen werden, auch 

ohne eine strikte Einbindung in die geplanten Forschungs-

schwerpunkte Hochschullehrer in den für die elektrotechni-

schen Studiengänge notwendigen Fächern zu berufen, um so 

die für die Ausbildung erforderliche Breite des Fachange-

bots zu sichern. In jedem Falle muß gewährleistet sein, 

daß die für die Studiengänge der Elektrotechnik vorgese-

hene Ausbildungskapazität insgesamt personell abgedeckt 

werden kann, da es sich hier um ein tragendes Strukturele-

ment der Gründungsplanungen handelt. 

Für den Studiengang "Technische Informatik" wird angesichts 

der Bedeutung der Informatik für die geplanten Forschungs-

arbeiten ein hinreichendes personelles Potential in jedem 

Fall zur Verfügung stehen. Der Wissenschaftsrat geht da-

von aus, daß dieser Studiengang vor allem die Vermittlung 

von Prinzipien und Methoden der Informatik in ihrer Anwen-

dung auf die Lösung technischer Probleme zum Gegenstand 
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hat. Er geht damit über die Technologien von Datenverarbei-

tungsanlagen hinaus und grenzt sich zugleich von einer im 

wesentlichen mathematisch orientierten Informatik ab, wie 

sie an der Universität Hamburg bereits angeboten wird. 

(4) Die Entscheidung über die Studiengänge des Bauwesens 

(Bauingenieurwesen, Architektur, Städtebau- und Stadtpla-

nung) hängt mit der Ausgestaltung dieses Bereichs im ein-

zelnen zusammen. Insoweit ist auf die Ausführungen zu den 

entsprechenden Forschungsschwerpunkten und die dort formu-

lierten Bedenken zu verweisen. Wenn in diesem Bereich ein 

Forschungspotential geschaffen wird, so ist seine Nutzung 

für die Ausbildung notwendig und wünschenswert. Die spezi-

fische Ausprägung des Ausbildungsangebots sollte sich auch 

hier an den geplanten Forschungsaktivitäten orientieren. 

Die in den Planungen zunächst vorgesehene Beschränkung auf 

den zweiten Studienabschnitt für Studenten, die ihr Stu-

dium an einer anderen Hochschule, gegebenenfalls auch an 

einer Fachhochschule, absolviert haben, erscheint ange-

sichts der besonderen Gegebenheiten des Bauwesens möglich. 

Ob sie sich letzlich realisieren läßt oder ob längerfri-

stig auch die Einrichtung eines Grundstudiums zu erwägen 

wäre, müßte zu gegebener Zeit entschieden werden. 

(5) Im Rahmen der Forschungsschwerpunkte Sicherheitstech-

nik und Meerestechnik sollen mit Recht eigene grundstän-

dige Studiengänge zunächst nicht entwickelt werden. Die 

Nutzung des Potentials dieser Forschungsschwerpunkte für 

Ausbildungsaufgaben besteht in erster Linie in ihrem Bei-

trag zum Lehrangebot der zuvor genannten Studiengänge. 

Ein darüber hinausgehendes Studienangebot könnte in einer 

ersten Phase als ein spezielles Aufbaustudium konzipiert 

werden. Wieweit grundständige Studiengänge für Sicherheits-

technik oder Meerestechnik möglich und sinnvoll sind, läßt 

sich erst zu einem späteren Zeitpunkt entscheiden. 
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c) Fort- und Weiterbildung 

Die in der Strukturplanung für die Technische Universität 

Hamburg-Harburg angelegte Betonung der Forschung legt es nahe, 

bereits von Anfang an systematisch ein Angebot der Fort- und 

Weiterbildung zu entwickeln. Die Bereitschaft hierzu ist in 

den vorliegenden Planungsunterlagen verschiedentlich ange-

sprochen, die Problematik der Organisation von Fort- und Wei-

terbildung in der Technischen Universität Hamburg-Harburg bis-

her jedoch nicht eigens thematisiert worden. Der Wissenschafts-

rat hält es für wünschenswert, diesen Bereich bei den weiteren 

Planungen besonders zu betonen und Vorkehrungen zu treffen, 

die z.B. die Entwicklung eines geeigneten Lehrkonzepts der 

Fort- und Weiterbildung und die Entwicklung von Instrumenten 

zur Unterstützung der Hochschullehrer bei der Organisation 

entsprechender Veranstaltungen zum Ziele haben. 

5. Besondere Probleme für den Aufbau der Technischen Univer-

sität Hamburg-Harburg ergeben sich daraus, daß für die mathe-

matisch-naturwissenschaftlichen Grundlagenfächer wie auch für 

die wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Fächer und die 

- in den bisherigen Antragsunterlagen nicht eigens erwähnte - 

Sprachenausbildung zunächst nur auf das Potential der Univer-

sität zurückgegriffen werden soll. Diese Konzeption stellt 

hohe Anforderungen an die Kooperationsfähigkeit und die Ko-

operationswilligkeit der beteiligten Institutionen, zumal 

ihre räumliche Trennung besondere Schwierigkeiten aufwirft. 

Der Wissenschaftsrat hält die vom Land vorgesehene Konstruk-

tion gleichwohl für eine nach den Gegebenheiten zweckmäßige 

Lösung, da sie letztlich unwirtschaftliche Doppelinvestitio-

nen zu vermeiden bestrebt ist. 

a) Die Entscheidung über die organisatorische Ansiedlung der 

mathematisch-naturwissenschaftlichen Grundlagenfächer, die 
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für die ingenieurwissenschaftliche Lehre und Forschung be-

nötigt werden, steht vor der bekannten Schwierigkeit, wie 

bei einer Zuordnung der mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben 

betrauten Hochschullehrer zu ihren jeweiligen "Mutterdiszi-

plinen" sichergestellt werden kann, daß die speziellen Be-

dürfnisse ingenieurwissenschaftlicher Lehre und Forschung 

hinreichend berücksichtigt werden. Umgekehrt besteht bei ei-

ner Ansiedlung im engeren Verbund der ingenieurwissenschaft-

lichen Disziplinen die Gefahr, daß die zur Aufrechterhaltung 

des gebotenen Standards notwendige Verbindung der betreffenden 

Hochschullehrer zu den "Mutterdisziplinen" verloren zu gehen 

droht. Beide möglichen Organisationsformen haben deshalb ihre 

Vor- und Nachteile, so daß die vom Land getroffene Entschei-

dung, die mathematisch-naturwissenschaftlichen Grundlagenfä-

cher durch entsprechende "Dienstleistungen" der Universität 

einzubringen, unter inhaltlichen Aspekten als vertretbar, 

unter ökonomischen Aspekten gegenwärtig als einzig mögliche 

erscheint. Es wird dabei Aufgabe des Landes sein, durch ent-

sprechende organisatorische Regelungen und eine angemessene 

Ausstattung sicherzustellen, daß die Lehrangebote der betei-

ligten Hochschulen nach Umfang und Inhalt in der gebotenen 

Weise aufeinander abgestimmt werden und daß durch entspre-

chende organisatorische Regelungen (Blockunterricht, Durch-

führung der Lehrveranstaltungen in den Räumen der Technischen 

Universität) die Reibungsverluste möglichst gering gehalten 

werden. 

b) Ein in der Begründung des Antrags seitens des Landes unter-

strichenes, auch vom Wissenschaftsrat mit besonderem Nachdruck 

befürwortetes Anliegen der Gründung liegt darin, wirtschafts-

und sozialwissenschaftliche Denk- und Arbeitsweisen in mög-

lichst großem Umfange in die Technische Universität einzube-

ziehen. Die Verbindung ingenieurwissenschaftlicher und ökono-

mischer Denkansätze ist ein für die künftige Arbeit von Inge-

nieuren entscheidendes Moment. Ebenso muß eine Technische Uni- 
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versität die gesellschaftlichen Voraussetzungen und Folgen 

technologischer Entwicklungen als einen wichtigen Aspekt in 

ihre Arbeit einbeziehen. Hinweise zur Verflechtung technik-

und gesellschaftswissenschaftlicher Fragestellungen und zu 

den möglichen wechselseitigen Anregungen, die diese Diszi-

plinen einander zu geben vermögen, sind z.B. im Grauen Plan 

der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Aufgaben und Finanzie-

rung V, 1976 bis 1978, S. 225 f.) enthalten. Um diese Ziel-

setzung zu realisieren, reicht es nicht aus, die Lehrinhal-

te der jeweiligen Disziplinen lediglich zu addieren. Notwen-

dig ist vielmehr die Formulierung integrierter Fragestellun-

gen als Gegenstand gemeinsamer Bemühungen in Forschung und 

Lehre. 

Der notwendigen Verbindung von ingenieurwissenschaftlichen 

und wirtschafts- una sozialwissenschaftlichen Fragestellun- • 

gen in Forschung und Lehre muß deshalb im Rahmen der weiteren 

Gründungsplanungen für die Technische Universität Hamburg-

Harburg besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. Der Wis-

senschaftsrat akzeptiert die Entscheidung des Landes, bei 

den derzeitigen Gegebenheiten die Ansiedlung eines breiteren 

wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Potentials in der 

Technischen Universität kurz- und mittelfristig nicht vorzu-

sehent als eine übergangslösung. Längerfristig genügt es aber 

nicht, auf die Kooperationsmöglichkeiten zwischen der Uni-

versität Hamburg und der Technischen Universität Hamburg-

Harburg zu verweisen. Das bloße Nebeneinander von Hochschu-

len bringt - wie die Erfahrungen in München und Berlin zei-

gen - die notwendige Kooperation allein nicht in Gang. Un-

ter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte muß bereits von 

Anfang an in der Technischen Universität selbst ein Ansatz-

punkt für die Organisation der notwendigen interdisziplinä-

ren Kooperation geschaffen werden. Nur wenn dieser Bereich 

bereits von vornherein in der Hochschule vertreten ist und 

nicht erst nachträglich eingebracht wird, läßt sich errei- 
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chen, daß er von den zunächst geschaffenen ingenieurwissen-

schaftlichen Einrichtungen nicht als ein Fremdkörper emp-

funden wird. 

Für die Realisierung des Konzepts lassen sich unterschied-

liche Lösungen denken. Eine Möglichkeit läge darin, in der 

Technischen Universität eine Arbeitsgruppe einzurichten, der 

im Wege der Doppelmitgliedschaft eine gleiche Anzahl von 

Hochschullehrern aus den wirtschafts- und sozialwissenschaft-

lichen Fächern der Universität und den ingenieurwissenschaft-

lichen Fächern der Technischen Universität angehören. Ihr 

sollten eigene Mittel zur Durchführung einschlägiger For-

schungsprojekte einschließlich entsprechender Personalmit-

tel zugewiesen werden können. Aufgabe der Arbeitsgruppe wäre 

es auch, die Ausbildungsinhalte für die wirtschafts- und ge-

sellschaftswissenschaftlichen Ausbildungsanteile in den inge-

nieurwissenschaftlichen Studiengängen der Technischen Univer-

sität zu fixieren. 

Für besonders bedeutsam hält es der Wissenschaftsrat in die-

sem Zusammenhang, zur Mitwirkung in Forschung und Lehre auch 

Vertreter der "Praxis" zu gewinnen, die nach ihren spezifi-

schen beruflichen Erfahrungen die erwünschte integrierte 

Denkweise einbringen können und die ökonomischen Vorausset-

zungen und Anforderungen der Lösung technologischer Probleme 

darzustellen in der Lage sind. 

6. Für die Planungen zur Errichtung einer Technischen Univer-

sität in Hamburg-Harburg haben regionalpolitische Aspekte 

eine wesentliche Rolle gespielt. Die Einbettung der neuen 

Universität in die regionalpolitische Entwicklung ist in dop-

pelter Hinsicht möglich und sinnvoll: Einerseits eröffnet 

eine Technische Hochschule die besondere Chance, das Innova-

tionspotential der regionalen Wirtschaft zu fördern. Umge-

kehrt kann es auch für die Hochschule selbst anregend und 
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fördernd sein, mit den spezifischen Fragestellungen der Pra-

xis konfrontiert und zu ihrer Lösung aufgefordert zu sein. 

Regionalpolitische Überlegungen dieser Art haben demgemäß zu 

Recht bei vielen Hochschulgründungen und zwar nicht nur sol-

chen der jüngeren Vergangenheit, eine wichtige Rolle gespielt. 

Allerdings gilt auch hier, daß nicht schon allein das lokale 

Nebeneinander Garantie für den erhofften Austausch ist. Viel-

mehr bedarf es gezielter Bemühungen um die Herstellung von 

Bedingungen, die den wechselseitigen Transfer ermöglichen. 

Der Wissenschaftsrat sieht in der Einrichtung des Forschungs- 	• 

kuratoriums und in den Überlegungen, die vom Gründungspräsi-

denten der Technischen Universität in den Beratungen des Neu-

gründungsausschusses vorgetragen wurden (Gewinnung von Lehr-

kräften aus der Praxis, institutionalisierte Kontakte zwischen 

Hochschule und Wirtschaft, Durchführung von Kursen und Semi-

naren, Austausch von "Reports" etc., Unterstützung der Hoch-

schullehrer bei der wirtschaftlichen Auswertung technologi-

scher Forschungsergebnisse, Bemühungen um die Arbeitsvermitt-

lung für Absolventen der Hochschule auf der Grundlage syste-

matisch gesammelter Information über angebotene Positionen 

sowie über die Qualifikation der zu vermittelnden Bewerber, 

Vergabe von Diplom- und Doktorarbeiten zur Lösung relevanter 	• 

Forschungsprobleme der Industrie, gegebenenfalls auch in den 

Forschungslabors der Industrie) wichtige und verfolgenswerte 

Ansätze für die weiteren Planungsarbeiten. Dabei sollten auch 

die Erfahrungen einbezogen werden, die auf diesem Feld an an-

deren Hochschulen im In- und Ausland (z.B. Universität Bochum, 

Stanford-University) gesammelt wurden. 

7. Der ganz überwiegende Teil der Einrichtungen für die ge-

plante Technische Universität soll in dem südlich der Elbe 

gelegenen Stadtteil Hamburg-Harburg entstehen. Hier sind 

zwei Grundstücksflächen von 4 bzw. 25 ha für die Hochschu- 
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le vorgesehen, von denen die letztere Fläche derzeit klein-

gärtnerisch genutzt wird. Das Land Hamburg hat diese Stand-

ortentscheidungen auf der Grundlage eines Allokationsgutach-

tens des Zentralarchivs für den Hochschulbau getroffen, das 

die Vor- und Nachteile der einzelnen in Betracht kommenden 

Standorte abwägt. Der Wissenschaftsrat hält die Wahl des 

Standortes Hamburg-Harburg, für die unter anderem Gesichts-

punkte der Stadtentwicklung maßgebend waren, für eine trotz 

der Entfernung zu den übrigen Hochschulstandorten in Hamburg 

akzeptable Lösung. Sie trägt den hochschulspezifischen Anfor-

derungen Rechnung; die darüber hinausgehenden Gesichtspunkte 

der Stadtentwicklung können nicht Gegenstand der Stellungnahme 

des Wissenschaftsrates sein. 

Die Entscheidung für den Standort Harburg schließt die Zusam-

menführung der verschiedenen Hochschuleinrichtungen zu einer 

Gesamthochschule nicht aus. Sie bedeutet allerdings eine Ent-

scheidung gegen die spezifische Verzahnung von Fachhochschul-

und Diplomstudiengängen, wie sie in einer nicht hochschulspe-

zifischen, sondern fächerspezifischen Zuordnung der Einrich-

tungen zu den verschiedenen Standorten in Hamburg ebenfalls 

denkbar gewesen wäre. Der Wissenschaftsrat hält beide Konzep-

tionen für möglich. Für die vom Land nunmehr gewählte Alter-

native spricht, daß sie zusätzliche Belastungen des Planungs-

verfahrens vermeidet, die aus einer andernfalls schon kurz-

fristig erforderlich werdenden Verlagerung vorhandener Ein-

richtungen folgen würden. 

Für die Arbeitsfähigkeit der Technischen Universität und die 

Einlösung des mit ihrer Gründung verbundenen Anspruches ist 

es wichtig, daß sich die bauliche Entwicklung in Kontinuität 

vollziehen kann. Sie muß so konzipiert sein, daß die Lehrstüh-

le möglichst bald im Zusammenhang besetzt werden und ihre 

Tätigkeit aufnehmen können. Diese Entwicklungsmöglichkeit 

ist nur gesichert, wenn es gelingt, das bisher kleingärtne- 
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risch genutzte Gelände im Göhlbachtal rechtzeitig frei zu ma-

chen. Der Wissenschaftsrat hält es für erforderlich, die pla-

nungsrechtlich und sonst notwendigen Maßnahmen hierfür als 

bald einzuleiten, Er bittet das Land, ihm zusammen mit den 

ersten Bauanmeldungen für das Krankenhausgelände am Irrgar-

ten einen Bericht über den Stand der Geländebeschaffung vor-

zulegen. Er behält sich vor, auf dieses Problem im Zusammen-

hang mit seinen Ausbauempfehlungen zu den Rahmenplänen zurück-

zukommen. 

8. Die für die Technische Universität insgesamt vorgesehene 	• 

Personalausstattung entspricht der "Normalkapazität" einer 

Technischen Universität mit rund 2.800 bis 3.000 Studenten. 

Ob der damit gesteckte Rahmen ausreicht, die geplanten For-

schungsschwerpunkte im einzelnen personell hinreichend breit 

auszustatten, kann erst das weitere Planungsverfahren ergeben. 

Ebenso läßt sich die Entscheidung darüber, ob im Hinblick auf 

die vorgesehenen Dienstleistungsverpflichtungen die naturwis-

senschaftlichen Fachbereiche der Universität personelle Ver-

stärkungen erfahren müssen, nur auf dem Hintergrund der wei-

teren Entwicklung der Studienanfänger- und Studentenzahlen 

der Universität in diesen Bereichen treffen. Hierbei wird 

insbesondere zu prüfen sein, wieweit sich das Angebot inge 	• -

nieurwissenschaftlicher Studienplätze der Technischen Univer-

sität nachfragemindernd auf die naturwissenschaftlichen Stu-

diengänge der bestehenden Universität auswirkt. 

Hinsichtlich der Struktur des wissenschaftlichen Personals 

sind die gesetzlichen Regelungen maßgebend. Der Wissenschafts-

rat hält es allerdings für wünschenswert, die Technische Uni-

versität bereits in der Gründungsphase stärker mit wissen-

schaftlichen Mitarbeitern und Dienstleistungspersonal auszu-

statten, als dies den bisher vorliegenden Unterlagen zu ent-

nehmen ist. Dies wird insbesondere im Hinblick darauf not-

wendig sein, bereits in der Anlaufphase der Universität hin- 
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reichend qualifizierte Hochschullehrer zu gewinnen, die in 

der Lage sind, den innovatorischen Anspruch dieser Hochschu-

le einzulösen und zur Grundlage der weiteren Planungen zu 

machen. 

IV. 

Erweist sich die Technische Universität Hamburg-Harburg in 

Forschung und Lehre als attraktiv, so sind Rückwirkungen auf 

die Entwicklung der Studienplatznachfrage in den natur- und 

ingenieurwissenschaftlichen Fachrichtungen anderer Hochschu-

len in den norddeutschen Ländern und in Berlin nicht auszu-

schließen. Allerdings erscheint es dem Wissenschaftsrat nicht 

möglich, ohne weiteres zu unterstellen, daß im Falle der Grün-

dung der Technischen Hochschule die Studienanfänger- und Stu-

dentenzahlen dieser Hochschulen in dem Maße zurückgehen wer-

den, als dort derzeit Studenten aus Hamburg und Schleswig-Hol-

stein studieren. Dies folgt schon daraus, daß das Ausbildungs-

angebot der einzelnen Hochschulen sich nur zum Teil überschnei-

det. Klassische Bereiche der Ingenieurwissenschaften wie z.B. 

der Fahrzeugbau, der in Hannover und Braunschweig eine be-

trächtliche Rolle spielt, sind für die Technische Universität 

Hamburg-Harburg nicht vorgesehen. Zum anderen ist nicht aus-

zuschließen, daß ein spezifisches Ausbildungsangebot in der 

Technischen Universität Hamburg-Harburg eine zusätzliche 

Nachfrage nach Studienplätzen erzeugt, die sich demgemäß 

nicht unmittelbar nachfragemindernd an anderen Hochschul-

standorten auswirken muß. Im übrigen sind gewisse Entlastun-

gen der Technischen Hochschulen in Hannover und Berlin ohne-

hin notwendig. 

Trotz dieser gegenwärtig nicht voll übersehbaren Entwicklun-

gen in den natur- und ingenieurwissenschaftlichen Fachrich- 
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tungen der norddeutschen Hochschulen müssen die Ausbaupla-

nungen für die Technische Universität Hamburg-Harburg und 

für die anderen Hochschulstandorte (z.B. Oldenburg, Bremen, 

Lüneburg, Berlin) im Zusammenhang gesehen werden. Treten 

Entwicklungen ein, die die volle Ausnutzung der im nord-

deutschen Raum vorhandenen bzw. zu schaffenden natur- und 

ingenieurwissenschaftlichen Kapazitäten in Frage stellen, 

sind Reduzierungen oder inhaltliche Abwandlungen der Aus-

bauplanungen unvermeidlich. In diesem Sinne ist die Errich-

tung der Technischen Universität Hamburg-Harburg mit ihren 

Rückwirkungen auf die Entwicklung der Studienplatznachfrage 

an den übrigen Hochschulstandorten Norddeutschlands und Ber-

lins ein Planungsdatum, das auch für die übrigen Länder von 

großer Bedeutung ist und in ihre Überlegungen zur weiteren 

Ausbauplanung einbezogen werden muß. 

Allerdings ist derzeit nicht übersehbar, ob die Erwartungen, 

die z.B. der Einschätzung des Wissenschaftsrates über die 

fächerspezifischen Ausbaunotwendigkeiten zugrunde liegen, 

sich tatsächlich erfüllen werden. Indessen ist es geboten, 

den hiermit angedeuteten Fragen für die weiteren Planungen 

sorgfältige Beachtung zu schenken. Der Wissenschaftsrat be- 

hält sich deshalb vor, auf sie im Zusammenhang mit seinen 
	• 

Empfehlungen zu den kommenden Rahmenplänen für den Hoch- 

schulbau und die dabei zur Debatte stehenden konkreten 

• Ausbauentscheidungen für die betroffenen Hochschulstandor-

te zurückzukommen. Im übrigen hat der Wissenschaftsrat ohne-

hin fast alle größeren Ausbauvorhaben der Natur- und Inge-

nieurwissenschaften an den genannten Hochschulstandorten in 

Norddeutschland und in Berlin noch nicht oder nur mit dem 

Vorbehalt einer Überprüfung ihrer Dimensionierung zur Auf-

nahme in den Rahmenplan empfohlen. 
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V. 

Der Wissenschaftsrat empfiehlt die Aufnahme der Technischen 

Hochschule Hamburg-Harburg in das Hochschulverzeichnis des 

Hochschulbauförderungsgesetzes. Zu den konkreten Ausbauvor-

haben für die Hochschule bleibt eine Stellungnahme vorbehal-

ten. Der Wissenschaftsrat bittet das Land - entsprechend 

den Hinweisen unter III. 7. - zusammen mit der ersten Aus-

bauanmeldung einen Bericht über den Stand der Geländebeschaf-

fung vorzulegen. Die Stellungnahme zu Bauvorhaben im Bereich 

der Forschungsschwerpunkte und Studiengänge 

der Architektur und der Städteplanung setzt 

neute Darlegung des Landes zur inhaltlichen 

ses Komplexes voraus. 

des Bauwesens, 

ferner eine er-

Konzeption die- 

• 


